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FREIE SICHT

REINER EICHENBERGER

W ir pendeln 
zwischen 
Notstän-

den, von Klima zu Co-
rona und bald zurück. 
Beim Klima haben ge-
rade noch viele gefor-
dert, man müsse jetzt alles tun, andern-
falls belaste die Erwärmung die zukünf-
tigen Generationen schwer. Nun fordern 
sie bei Corona, man müsse alles tun, 
und denken kaum an die Schuldenlast 
für die zukünftigen Generationen. Wie 
passt das zusammen? 

Nun: Politik ist die Kunst des abstrakten 
Schutzes zukünftiger Generationen und 
der konkreten Bedienung gegenwärtiger 
Interessen. Die Klimapolitik bringt eini-
gen grosse Subventionen, welche mit 
der Besteuerung der Leistung und Wert-
schöpfung vieler anderer finanziert wer-
den. Die Corona-Krisenpolitik bringt 
vielen Hilfsprogramme, die mit Schul-
den und damit zukünftigen Steuern für 
alle finanziert werden. Kurz: Politik ist 
auch das Privatisieren der Gewinne und 
das Sozialisieren der Verluste. 

Das Problem dabei ist nicht die Umver-
teilung an sich, sondern dass die Klima- 
und Corona-Krisenpolitik statt auf die 
Lösung der angeblich anvisierten Prob-
leme auf möglichst viel Umverteilung 
ausgelegt wird. Damit wird sie ineffektiv 
und ineffizient. Wahre Probl emlösung 
bedingt volle Konzentration auf die 
 Klima- und Corona-Krisenwirkung.

Beim Klima brauchen wir umfassende 
Kostenwahrheit. Jeder Verursacher von 
CO₂ soll für die Kosten aufkommen. 
 Ideal wäre aus Sicht von vielen Klima- 
Ökonomen eine Abgabe von etwa 40 
Franken pro Tonne CO₂, die dann bis 
2030 auf 75 Franken steigen sollte. Die 
zusätzliche Belastung von Leistung  
und Wertschöpfung sollte kompensiert 
 werden, indem die Einkommens- oder 
Mehrwertsteuern entsprechend gesenkt 
und die vielen dann überflüs sigen Regu-
lierungen und Subventionen gestrichen 
werden. Das Paket wirkt perfekt, denn 
klimaschädigendes Verhalten wird teu-
rer, was die Anreize zur Klimaschonung 
und Technologieentwicklung stärkt, 
ohne dass die Wertschöpfung weiter be-
lastet wird. Falls 40 Franken pro Tonne 
zu tief sind, kein Problem. Wenn wir 
gleich mit 75 Franken beginnen, macht 
das beim heutigen Ausstoss rund 3 Mil-
liarden Franken jährlich. Das entspricht 
einem einzigen Mehrwertsteuerprozent. 
Solange die Klimasteuer mit der Sen-
kung der Mehrwertsteuer kompensiert 
wird, ist sie ein Nullproblem. Ihr einziger 
Fehler: Sie hätte kaum Umverteilungs-
wirkung. Deshalb kämpft noch keine 
Partei für sie.

Bei der Corona-Krise brauchen wir statt 
weiterer schuldenfinanzierter Hilfspro-
gramme zur Kompensation von Ein-
kommensausfällen eine Steuersenkung 
für ein paar Jahre zur Belohnung von 
Wertschöpfung und Leistung. So würde 
die Wirtschaft entlastet und die Leis-
tungs-  und Investitionsanreize würden 
gestärkt. Entsprechend müsste die 
 Steuersenkung nur wenig durch neue 
Schulden finanziert werden. Der einzige 
Fehler auch dieses Programms: Es hat 
kaum Umverteilungswirkung. Die vie-
len, die entlastet würden, wären in etwa 
die Gleichen, die später für die verblei-
benden Lasten aufkommen müssten. 
Deshalb kämpft auch noch keine Partei 
für diesen Vorschlag. 

Von Notstand 
zu Notstand

In dieser Kolumne schreiben «Handelszeitung»-  
Chefökonom Ralph Pöhner sowie Monika Roth, 
 Professorin und Rechtsanwältin, Peter 
 Grünenfelder,  Direktor Avenir Suisse, und  
Reiner Eichen berger, Professor für Finanz- und 
Wirtschaftspolitik Universität Freiburg.

«Politik heisst: 
 Gewinne werden 
 privatisiert, Verluste 
 sozialisiert.»




